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Einleitung 

Den Bestimmungen des EWG-Vertrages über die Arbeitskräfte, das 
Niederlassungsrecht und die Dienstleistungen1, die den freien Personen-
verkehr aller Angehörigen der Mitgliedstaaten in ökonomisch relevan-
ten Funktionen und die von Diskriminierungen aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit freie Ausübung einer Erwerbstätigkeit innerhalb 
der ganzen Gemeinschaft ermöglichen sollen, wird eine außergewöhn-
lich starke integrierende Wirkung zugeschrieben2• Man darf aber nicht 
übersehen, daß die betreffenden Vertragsartikel nur eine langfristige 
Entwicklung in Richtung auf die in ihnen umrissenen Ziele einleiten 
konntenS, die bis zum Ende der übergangszeit abgeschlossen sein 
sollte, tatsächlich aber bis heute lückenhaft geblieben ist4• Das hat seine 
Ursache zum einen zweifellos in den der Materie innewohnenden 
Schwierigkeiten5, andererseits können diese allein den Rückstand nicht 
hinreichend erklären. Man muß vielmehr davon ausgehen, daß die 
Mitgliedstaaten manche Sonderregelungen für Ausländer nur deshalb 
so zögernd aufgeben, weil sie den eigenen Interessen dienlich sind. 
Während eine solche wenig gemeinschaftsfreundliche Grundhaltung die 
weitere Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs aber nur bremsen, nicht aber verhindern 
kann, läßt sie befürchten, daß die Mitgliedstaaten darüber hinaus ver-
suchen könnten, die bereits erzielten Fortschritte in diesen Bereichen 
zu unterlaufen. Als Mittel dazu bieten sich die im Gemeinschaftsrecht 
enthaltenen Vorbehaltsklauseln an6• Vielfältige Beispiele bi- und 
multilateraler Niederlassungsabkommen machen deutlich, wie leicht 

1 Art. 48 ff. EWGV, Art. 52 ff. EWGV und Art. 59 ff. Artikel ohne nähere 
Bezeichnung sind solche des EWGV. 

2 VgI. etwa Catalano, S. 255 ff.; Chesne, S. 24; Braun, R. M. C. 1959, 437; 
Desmedt, S. 55; siehe auch Bulletin der Europäischen Gemeinschaften 1969, 
Nr. 9/101 S. 28. 

3 Siehe dazu z. B. Maestripieri, R. M. C. 1971, 56. 
4 Nur die Freizügigkeit der Arbeitnehmer konnte mit der VO der Kom-

mission Nr. 1251170 v. 29. 6. 1970, ABI. Nr. 142/24 (Verbleiberecht) endgültig 
hergestellt werden, vgI. Bülow, Europarecht 71, 168; man kann den Zeitpunkt 
ihrer Verwirklichung sogar schon früher ansetzen, vgI. Art. 1 der VO(EWG) 
1612/68 v. 15.10.68; ABI. Nr. 257/2 v. 19.10.1968. Zum Stand der Niederlas-
sungsfreiheit am Ende der übergangszeit vgI. Sitzungsdok. Nr. 234 des 
Europäischen Parlaments vom 9. 2. 1971. 

G Zu den Gründen des Rückstandes im einzelnen Maestripieri, R. M. C. 71, 
55. 

6 VgI. Art. 48 Abs. 3 und Abs. 4 und Art. 55 und 56 Abs. 1. 
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das, was mit einer Hand gegeben, mit der anderen wieder genommen 
werden kann. 

Der Hinweis auf diese herkömmlichen völkerrechtlichen Verträge, 
der grundsätzlich wegen des völlig anderen Charakters des EWG-Ver-
trages nur mit größter Zurückhaltung gegeben werden kann, drängt 
sich in der angesprochenen Frage geradezu auf, da es hier wie dort in 
erster Linie Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund-
heit sind, die in den Vorbehaltsklauseln zugunsten der jeweiligen 
Staaten genannt werden. Die Tatsache, daß gerade diese kaum faß-
baren Begriffe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zur Begrün-
dung möglicher Ausnahmen verwendet werden, macht deutlich, daß 
die Realisierung der in diesen Vertragskapiteln niedergelegten Ziele in 
ganz besonderem Maße davon abhängt, welche Bestimmung diese Vor-
behaltsklauseln bzw. die sie prägenden Begriffe erfahren haben, und 
inwieweit sich die Mitgliedstaaten ihrer bedienen können. Natürlich 
kann man die betreffenden Bestimmungen nicht isoliert betrachten, sie 
sind vielmehr eingbettet in das System der Freizügigkeit, des Nieder-
lassungsrechts und des freien Dienstleistungsverkehrs zu würdigen. 
Dieses ist seinerseits wiederum nur verständlich, wenn man es auf dem 
Hintergrund der Beschränkungen sieht, denen der freie Personen-
verkehr, und die ungehinderte Ausübung einer Erwerbstätigkeit in 
Europa vor Inkrafttreten des EWG-Vertrages unterlagen und alle die 
Versuche berücksichtigt, die zu jener Zeit unternommen worden sind, 
um in diesem Bereich Änderungen herbeizuführen. 



Erster Teil 

Die Freizügigkeit 

Erstes Kapitel 

Die Entwicklung der Freizügigkeit in Europa 
vor Inkrafttreten des EW G -Vertrages 

I. Vorbemerkung 

Der Stellenwert der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen betref-
fend die Freizügigkeit1 und der durch sie bewirkten Veränderungen 
ergibt sich aus einem Überblick darüber, in welchem Umfang in Europa 
in der Vergangenheit, d. h. bis zum Inkrafttreten des EWG-Vertrages, 
die Einreise und der Aufenthalt von Ausländern zu Zwecken der Er-
werbstätigkeit, und die Ausübung einer solchen erschwert oder gar 
unterbunden worden sind. Das breite Spektrum der ausländerpolizei-
lichen Vorschriften und aller der Bestimmungen, die Ausländer an 
einer beruflichen Betätigung behinderten und gegenüber den Angehö-
rigen des jeweiligen Aufenthaltsstaates benachteiligten, machen die 
Aufgaben deutlich, denen das Gemeinschaftsrecht gerecht werden 
muß. 

Darüber hinaus bieten die vielfältigen Versuche, mehr Freizügigkeit 
zu schaffen, interessante Vergleichsmöglichkeiten im Hinblick auf ihre 
unterschiedlichen Ansatzpunkte und die Gründe für ihre durchweg nur 
sehr geringe Effektivität. 

n. Die Entwicklung bis zum Jahre 1914 

Nicht selten findet man in der Literatur die Feststellung, bis zum 
Beginn des ersten Weltkrieges hätten die meisten europäischen Staaten 

1 Der Begriff der Freizügigkeit wird hier nicht im engen Sinne der Art. 
48 ff. EWGV verwendet, der nur die Ausübung unselbständiger Erwerbstä-
tigkeit durch Ausländer umfaßt, vielmehr ist jede Art der Erwerbstätigkeit 
einbezogen; ebenso z. B. Bülow, Die Rechtsstellung des einzelnen in der 
EWG, S. 80. 

Man hat es also mit drei verschiedenen Begriffen der Freizügigkeit zu 
tun: Mit dem des Art. 48 EWGV, dann einem Oberbegriff, der die Ausübung 

2 Bongen 


